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The global expansion of mobile networks has profoundly transformed the lives of young
people: today, students spend around 29 hours per week online. Digital exposure increasingly
impacts education, social life and health. With its social media ban for under-16s, Australia
has become an international pioneer in digital child-protection policy. Which interventions
strengthen real-world community in a hyperconnected environment? What responsibilities do
governments and technology companies bear toward young people? How can societies mitigate
risks related to harmful content, misinformation and health?
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Hochbezahlte Jobs
in der Pharmaindustrie werden rarer
Das schwierige Marktumfeld zwingt Medikamentenhersteller in der Schweiz zu Sparmassnahmen

DOMINIK FELDGES

Für die Schweizer Pharmabranche
scheint es eine Art magische Zahl zu
sein. «Unsere Industrie unterstützt
50 000 Arbeitsplätze in der Schweiz
direkt», sagte Jörg-Michael Rupp, der
Präsident des Branchenverbands Inter-
pharma, am Tag der pharmazeutischen
Industrie. Im Zürcher Hotel Marriott
versammelten sich vergangene Woche
knapp 200 Führungskräfte von Medika-
mentenherstellern. Die Zahl von 50 000
Beschäftigten, die Branchenvertreter
bei jedem öffentlichen Auftritt gerne
zitieren, ist indes eine – nach oben – ge-
rundete. 2025 arbeiteten laut dem Bun-
desamt für Statistik 48 600 Personen in
der Pharmaindustrie.

Die Beschäftigung stagniert seit 2022
auf diesem Niveau. Zuvor war sie seit
der Jahrtausendwende beinahe Jahr für
Jahr gestiegen, was die Pharmaindus-
trie zum Jobmotor der Schweizer Wirt-
schaft machte. Was die nächsten Jahre
anbelangt, rechnen viele Akteure mit
einem spürbaren Rückgang. Es werde
wegen der angespannten Marktsitua-
tion schwieriger, Arbeitsplatzverluste
bei den einen Firmen durch neue
Stellen bei anderen Unternehmen zu
kompensieren.

In Gesprächen am Rande des Bran-
chentreffens erwähnten verschiedene
Anwesende, dass es vor allem für Fach-
spezialisten in der Verwaltung von Medi-
kamentenherstellern sowie für Kader-
angestellte schon heute wenig freie Stel-
len gebe. Er werde immer wieder von
Arbeitssuchenden kontaktiert, die im
Zuge einer Reorganisation bei einem
Grosskonzern wie Roche oder Novar-
tis überzählig geworden seien, sagt ein
Kommunikationsspezialist.

Druck aus dem Weissen Haus

Viele Betroffene täten sich schwer,
auch weil sie nicht selten zu hohe
Lohnvorstellungen hätten. Ehemali-
gen Angestellten der Pharmaindus-
trie ergehe es, fügt der Brancheninsider
hinzu, damit nicht besser als bisheri-
gen Beschäftigten von Grossbanken
und Versicherern. Sie müssten fest-
stellen, dass viele der hochbezahlten
Stellen, mit denen in der Vergangen-
heit Spezialisten aus unterschiedlichs-
ten Fachrichtungen angelockt worden
seien, nicht mehr existierten.

Während der Pandemie gehörte die
Pharmabranche noch zu den Gewin-
nern. Viele Medikamentenhersteller er-
höhten ihren Personaletat in der Erwar-
tung, dass die Gesundheitsbudgets auf
lange Sicht steigen würden. Mit dem

Ausbruch des Kriegs in der Ukraine be-
gannen sich die Prioritäten vieler Staa-
ten aber zu verschieben. Anstelle von
Investitionen in das Gesundheitswesen
wurden Rüstungskäufe wichtiger. Zu-
gleich schmälerte die schwache Wirt-
schaftsentwicklung zusammen mit der
deutlich gestiegenen Inflation auch die
Kaufkraft von Patienten.

Zusätzlicher Druck baute sich in
der Pharmaindustrie mit der Rückkehr
von Donald Trump ins Weisse Haus
auf. Trump schaffte es, mit der Andro-

hung von Zöllen Medikamentenher-
stellern milliardenteure Investitionen in
neue Fabriken und Forschungslabors in
den USA abzuringen. In der Schweizer
Pharmabranche ist deswegen die Sorge
gross, dass hiesige Expansionsvorhaben
auf der Strecke bleiben.

Trump verpflichtete zudem zahlrei-
che Konzerne, neue Medikamente in
Amerika nicht länger zu höheren Prei-
sen als in anderen Industriestaaten auf
den Markt zu bringen. Die Branche
droht dadurch in ihrem bis anhin mit

Abstand lukrativsten Markt deutlich
weniger zu verdienen. Rund zwei Drit-
tel der branchenweiten Gewinne stam-
men laut Schätzungen aus den Verei-
nigten Staaten.

Weltweiter Stellenabbau

Medikamentenhersteller hoffen, dank
Preiserhöhungen in Europa und ande-
ren Absatzmärkten die Mindereinnah-
men in den USA wenigstens teilweise
auszugleichen. Schwieriger für sie dürfte
es werden, eine andere grosse Heraus-
forderung zu meistern: Der Pharma-
industrie drohen bis 2030 rekordhohe
Umsatzeinbussen wegen der Konkur-
renz durch Nachahmerprodukte. Bran-
chenbeobachter beziffern das Umsatz-
volumen von Medikamenten, deren
Patentschutz in diesem Zeitraum ab-
läuft, auf 300 Milliarden Dollar.

Pharmakonzerne wie Pfizer, Takeda
oder Bristol Myers Squibb haben vor
diesem Hintergrund bereits begonnen,
ihre weltweite Belegschaft zu verklei-
nern. Insgesamt seien bei den 17 gröss-
ten Medikamentenherstellern der Welt
2025 über 22 000 Arbeitsplätze abge-
baut worden, rechnet die Branchenplatt-
form Fierce Pharma vor.

Die meisten Sparprogramme wur-
den letztes oder vorletztes Jahr gestar-
tet, und sie haben auch in der Schweiz
Spuren hinterlassen. So hat der ameri-
kanische Konzern Pfizer seit Mitte 2024
an seinen Standorten in Zürich und Zug
170 Stellen gestrichen. Das australische
Pharmaunternehmen CSL gab im ver-
gangenen August bekannt, dass bis zu
15 Prozent der Arbeitsplätze weltweit
wegfallen würden. Laut gut informier-
ten Quellen führte dies in der Berner
Produktionsstätte sowie in den dorti-
gen Forschungslabors zum Abbau von
340 Stellen. Weitere 200 Stellen baute
das Biotechnologieunternehmen Idor-
sia an seinem Sitz in Allschwil ab.

Novartis kündigte im November an,
bis Ende nächsten Jahres 550 Stellen im
Werk im aargauischen Stein zu strei-
chen. Das Konsultationsverfahren mit
den Mitarbeitenden wurde inzwischen
abgeschlossen. Novartis schrumpfte in-
des 2025 bereits in anderen Konzern-
bereichen in der Schweiz. Die Zahl der
hiesigen Beschäftigten sank laut einer
Konzernsprecherin gegenüber dem Vor-
jahr von 10 000 auf 9800.

Im laufenden Jahr fallen beim ame-
rikanischen Konkurrenten Johnson
& Johnson 300 Stellen weg. Das Unter-
nehmen stellt die Produktion und die
Forschungstätigkeit an seinem Standort
in Bern ein. Nicht bekannt ist, wie viele
Stellen die konzernweite Restrukturie-

rung beim ebenfalls amerikanischen
Medikamentenhersteller Merck und Co.
hierzulande kosten wird. Das Unterneh-
men, das in Europa unter dem Namen
MSD auftritt und in der Schweiz über
1000 Beschäftigte zählt, kündigte letztes
Jahr den Abbau von 6000 Stellen welt-
weit an. «Wir kommentieren das globale
Optimierungsprogramm nicht auf Län-
derebene», erklärt ein Firmensprecher
auf Anfrage.

Erst Mitte vergangener Woche gab
der grösste japanische Pharmakonzern
Takeda bekannt, seine Kosten ein wei-
teres Mal beschneiden zu wollen. Das
jüngste Programm, das jährliche Einspa-

rungen von umgerechnet 1,3 Milliarden
Dollar bringen soll, folgt auf ein klei-
neres vor zwei Jahren. Dieses zog den
Abbau von 120 Arbeitsplätzen in der
Europazentrale der Firma in Opfikon
nach sich. Gegenwärtig sind dort noch
1100 Personen beschäftigt.

Wie viele Arbeitsplätze dieses Mal
gestrichen werden sollen, sagt Takeda
nicht. Ein Sprecher erklärt lediglich
floskelhaft: «Wir sind entschlossen, Mit-
arbeitende in betroffenen Funktionen
auf vielfältige Weise zu unterstützen.»

Gute Aussichten für Forscher

Pierre Derivaz begleitet als Rechts-
anwalt der Arbeitnehmerorganisation
Angestellte Schweiz regelmässig Kon-
sultationsverfahren in der Pharmabran-
che. Er rät Stellensuchenden zur Mobi-
lität. Wer beispielsweise in Zürich die
Arbeit verliere und bereit sei, eine neue
Stelle in Basel oder sogar im Wallis an-
zutreten, habe einen Vorteil.

Fachspezialisten in der Produktion
oder in der Forschung und Entwicklung
böten sich in der Schweiz weiterhin aus-
reichend Möglichkeiten, meint der Ge-
werkschaftsvertreter. Schwieriger sei die
Lage im Marketing, in der Informatik
und in Verwaltungstätigkeiten wie dem
Personalwesen und in der Öffentlich-
keitsarbeit. «Da beobachten wir einen
ziemlich starken Abbau.»

Angestellte von Novartis arbeiten im Werk in Stein an Zelltherapien. Ihr Bereich ist
von der im November angekündigten Restrukturierung nicht betroffen. NOVARTIS

Die EU geht mit einer Gebühr gegen die Paketflut aus China vor
Die Schweiz solle nachziehen, fordert der Detailhandelsverband

DANIEL IMWINKELRIED, BRÜSSEL

Ein Paket, das Ware mit einem Wert
von höchstens 150 Euro enthält, muss
in der EU nicht verzollt werden. Die
Idee dahinter war, die Zollbehörden
vom Verwaltungsaufwand zu entlas-
ten. Aber diese Erleichterung hatte
ungeahnte Folgen. Immer mehr kleine
Pakete überschwemmen die europäi-
schen Märkte. Im vergangenen Jahr
waren es 5,8 Milliarden Stück, etwa
viermal so viele wie 2022.

Über 90 Prozent der Sendungen
kamen aus China, die grossen Lie-
feranten sind Temu, Shein und Ali-
express. Die Unternehmen und die
Konsumenten haben rasch heraus-
gefunden, dass man die Zollabgabe
spart, wenn man Lieferungen auf kleine
Sendungen aufteilt.

Der traditionelle Detailhandel da-
gegen war benachteiligt. Er bekommt

seine Ware meist in Containern geliefert,
die etwa mit Schuhen gefüllt sind. In die-
sem Fall wird ein Zoll von bis zu 10 Pro-
zent fällig. Die EU will all diesen Ent-
wicklungen nun einen Riegel schieben.
Bereits vor einem Jahr hatte die Kom-
mission vorgeschlagen,die Zollfreigrenze
von 150 Euro abzuschaffen. Was das für
die Konsumenten bedeuten wird,war da-
mals noch unklar.Am vergangenen Frei-
tag hat die EU-Kommission dazu An-
gaben gemacht.

Abgabe von drei Euro

So gilt ab Juli in der EU für Pakete mit
einem Warenwert von unter 150 Euro
eine Abgabe von 3 Euro. Sie wird so
lange in Kraft bleiben, bis die EU eine
zentrale IT-Plattform geschaffen hat,
über die der Warenverkehr künftig ab-
gewickelt wird. Das soll im Jahr 2028
der Fall sein.Ab dann müssen alle Güter

regulär verzollt werden. Detailhändler
sind dann nicht mehr benachteiligt: Auf
einem Paar Schuhe lastet eine Einfuhr-
abgabe gleicher Höhe, unabhängig da-
von, ob es in einem Paket oder im Con-
tainer nach Europa gelangt.

Vor einem Jahr hat die EU-Kommis-
sion zudem mitgeteilt, dass sie eine Be-
arbeitungsgebühr einführen wolle, wel-
che Zollbehörden für ihre Arbeit ent-
schädigen soll.Wie hoch sie sein wird, ist
noch offen. Die EU-Kommission wird
in den kommenden Monaten einen Vor-
schlag machen, gelten soll die Gebühr
ab dem 1. November. Ihre Höhe dürfte
zwischen 3 und 5 Euro betragen.

Das Geld soll unter anderem dafür
verwendet werden, kleine Pakete bes-
ser zu kontrollieren.Vielfach halten sich
vor allem chinesische Anbieter nicht an
die Sicherheitsvorschriften der EU, so
werden in Spielzeug immer wieder zu
viele Chemikalien gefunden. Zudem fi-

schen die Zollbehörden aus dem Paket-
strom häufig gefälschte Produkte. Die
Zollbehörden und die EU führen dazu
wiederholt Proben durch. Diese haben
etwa ergeben, dass im vergangenen Jahr
66 Prozent der untersuchten Sendun-
gen Sicherheitsstandards der EU ver-
letzt haben.

Schlupflöcher schliessen

Die Bearbeitungsgebühr soll dazu ver-
wendet werden, den Inhalt der Pakete
zu prüfen. Das ist teuer, etwa wenn ein
Kosmetikprodukt in einem Labor auf
schädliche Inhaltsstoffe untersucht wird.
«Wir schliessen die Schlupflöcher, die es
globalen Giganten ermöglicht haben,
unsere Standards zu umgehen», sagt
Andreas Schwab, der binnenmarktpoli-
tische Sprecher der CDU/CSU-Gruppe
im EU-Parlament, zu den Vorschlägen
der Kommission.

Selbstverständlich wird der Zoll wie
bis anhin nur Stichproben vornehmen.
Die Kommission hofft, dass die Kontrol-
leure umso gezielter nach fehlbarer Ware
suchen können, über je mehr Daten zu
den Sendungen sie mit der Zeit verfügen
und je mehr sie Muster erkennen.Bereits
jetzt werden etwa vor Weihnachten ge-
zielt Spielzeuge untersucht und vor den
Sommerferien Schwimmhilfen.

Der Detailhandelsverband Swiss
Retail Federation verlangt, dass sich die
Politik der Schweiz die EU zum Vor-
bild nehme. «Wir fordern eine zeitnahe,
idealerweise parallel zur EU umgesetzte
Einführung einer entsprechenden Ge-
bühr», sagt Patrick Erny, der Direktor
des Verbandes. Wenn die Schweiz nicht
nachziehe, drohten Ausweichbewegun-
gen in der Logistik der Online-Handels-
plattformen. Die Folge könne sein, dass
sich die Schweiz zur Einfuhrdrehscheibe
für ganz Europa entwickle.

Der Branche drohen
bis 2030 wegen
der Konkurrenz durch
Nachahmerprodukte
rekordhohe
Umsatzeinbussen.


